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Entschließungsantrag 

der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 


zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
- Drucksachen 13/6868 und 13/6869 (Materialband) - 


Agrarbericht 1997 

Agrar- und ernährungspolitischer Bericht der Bundesregierung 


Der Buntiestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

- Nach einer insgesamt positiven Einkommensentwicklung 
im Wirtschaftsjahr 1995/96 - insbesondere aufgrund höhe- 
rer Erlöse in der Veredlung und im Ackerbau bei nur mäßi- 
gem Gewinnanstieg der Futterbaubetriebe infolge der 
BSE -Krise - müssen die landwirtschaftlichen Haupt er- 
werbsbetriebe im laufenden Wirtschaftsjahr 1996/97 mit 
rückläufigen Einkommen rechnen. Deutliche Gewinnein- 
bußen zeichnen sich bei den Futterbaubetrieben ab, so daß 
weiterhin eine äußerst angespannte Lage der Milchvieh- 
und Rindermastbetriebe zu erwarten ist. 

Der Strukturwandel hat sich insbesondere vor dem Hinter- 
grund ungünstiger Preis- und Einkommensperspektiven im 
Zeitablauf verstärkt und zu einer Abnahme der Zahl der 
landwirtschaftlichen Betriebe in Deutschland im Jahr 1996 
um 2,7 % auf rd. 540 000 geführt. 

2. Der Deutsche Bundestag begrüßt, daß 

- die Bundesregierung entsprechend der Beschlußfassung 
der Koalitionsfraktionen offiziell das deutsche Konzept zur 
Zukunft der EU-Milchmarktpolitik in Brüssel eingebracht 
hat, das im wesentlichen zum Ziel hat, das Milchgarantie- 
mengensystem der EU über den 1. April 2000 hinaus fort- 
zuführen, dabei an der nationalen Aufteilung der in der EU 
produzierten Milchmenge festzuhalten, die melkenden Be- 
triebe zu stärken und die bis Ende März 1998 befristete Son- 
derregelung Milch in den neuen Bundesländern um zwei 
Jahre zu verlängern; 

- der umfangreiche staatliche Aufkauf von Rindfleisch sowie 
die volle Nutzung der Exportmöglichkeiten durch die EU 
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seit Beginn der BSE-Krise im Frühjahr 1996 zu einer Ent- 
lastung des Rindfleischmarktes geführt haben und die BSE- 
bedingten Einbußen der Rinderhalter durch Einkommens- 
hilfen abgemildert werden konnten; 

- die Bundesregierung die einzelbetriebhche Investitions- 
förderung - nach Auslaufen der EG-Sonderförderung für 
die neuen Bundesländer - auf der Grundlage des Agrarin- 
vestitionsförderungsprogramms in Deutschland verein- 
heithcht und gestrafft hat, um die Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Landwirtschaft zu verbessern; 

- die Bundesregierung im Entwurf eines Steuerreformgeset- 
zes die zunächst vorgesehene Einschränkung der Umsatz- 
steuerpauschalierung nicht mehr verfolgt, um der Land- 
und Forstwirtschaft die Effekte der Steuervereinfachung 
und der Kosteneinsparung durch die Pauschalierung zu er- 
halten; 

- mit der Vorlage eines Gesetzentwurfs zur Änderung des Ge- 
meinschaftsaufgabengesetzes die Einkommenskombinati- 
on in landwirtschaftlichen Unternehmen durch erleichterte 
Umnutzung ehemals landwirtschaftlich genutzter Gebäude 
für außerlandwirtschaftliche Zwecke unterstützt wird; 

- mit dem Entwurf einer Novelle des Bundesnaturschutzge- 
setzes der wichtigen Rolle der Land- und Forstwirtschaft 
für den Naturschutz Rechnung getragen wird und ihre öko- 
logischen Leistungen anerkannt werden, freiwilligen ver- 
traglichen Vereinbarungen im Sinne partnerschaftlicher 
Zusammenarbeit zwischen Naturschutz und Landwirt- 
schaft Vorrang gegenüber hoheitlichen Anordnungen 
eingeräumt wird und ein finanzieller Ausgleich für natur- 
schutzbedingte, über die gute fachliche Praxis hinausge- 
hende Einschränkungen der Bodennutzung verankert 
wird; 

- der Gesetzentwurf zum Bundes-Bodenschutzgesetz darauf 
abzielt, den Boden sowohl in seinen natürlichen Funktio- 
nen für die Umwelt als auch in seinen Nutzungsfunktionen 
u. a. für die Land- und Forstwirtschaft dauerhaft zu schüt- 
zen, der Land- und Forstwirtschaft einen angemessenen 
Ausgleich für wirtschaftliche Nachteile infolge von Be- 
schränkungen der land- und forstwirtschaftlichen Boden- 
nutzung zu sichern und dabei die Regelungen auf den sach- 
lich gebotenen Umfang zu beschränken; 

- die Bundesregierung einen Entwurf zur Änderung des Tier- 
schutzgesetzes beschlossen hat, um den Tierschutz spür- 
bar zu verbessern und in wichtigen Punkten mit Augenmaß 
weiterzuentwickeln, dabei EG -rechtliche Bestimmungen 
umzusetzen und bessere Voilzugsmöghchkeiten für die 
Länder zu schaffen. 

3. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

- die Rahmenbedingungen zugunsten einer unternehmeri- 
schen und leistungsstarken sowie umweltverträglichen, 
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tierartgerechten und standortangepaßten Landwirtschaft 
für die Erzeugung gesunder und hochwertiger Nahrungs- 
mittel, für den Erhalt und die Pflege der Kulturlandschaft 
sowie zur Stabilisierung der ländlichen Räume weiter zu 
verbessern, dabei die hohen Produktionskosten und die 
strukturellen Nachteile bzw. Unterschiede der deutschen 
Landwirtschaft zu berücksichtigen und auch in Zukunft die 
strukturelle Anpassung wirksam zu flankieren; 

zum Erhalt einer flächendeckenden Landbewirtschaftung 
und zur Sicherung der ländlichen Strukturen in Brüssel für 
die Bereitstellung der erforderlichen Finanzmittel im Rah- 
men der Agrarleitlinie auch in Zukunft einzutreten; 

zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der Betriebe an der 
sachlichen und finanziellen Schwerpunktbildung zugun- 
sten der einzelbetrieblichen Investitionsförderung im Rah- 
men der Gemeinschaftsaufgabe festzuhalten und im Rah- 
men der haushaltspolitischen Möglichkeiten für eine 
ausreichende Mittelausstattung des GA-Plafonds Sorge zu 
tragen; 

mit Nachdruck auf eine weitere Harmonisierung der Wett- 
bewerbsbedingungen, insbesondere durch einheitliche eu- 
ropäische Standards im Umwelt-, Pflanzen-, Tier- und Ver- 
braucherschutz auf hohem Niveau und die termingerechte 
Einführung der gemeinsamen europäischen Währung 
EURO, hinzuwirken, um die Wettbewerbschancen der 
deutschen Land- und Ernährungswirtschaft im europäi- 
schen Binnenmarkt nachhaltig zu verbessern: 

sich in Brüssel dafür einzusetzen, die Gemeinsame Agrar- 
politik auf der Grundlage des Erreichten entsprechend den 
sich verändernden ökonomischen und ökologischen Rah- 
menbedingungen kontinuierlich weiterzuentwickeln und 
zu vereinfachen, zur Sicherung der landwirtschaftlichen 
Einkommen auf mittlere Sicht an den Maßnahmen der 
Mengenregulierung zur Marktstabilisierung bei ausrei- 
chendem Außenschutz festzuhalten sowie für den Erhalt 
der Flächenprämien und der Preisausgleichszahlungen 
einzutreten und damit den Landwirten eine verläßliche Ba- 
sis für ihre betrieblichen Planungen zu sichern; 

in der EU-Milchmarktpolitik im Interesse der Stabilisierung 
der Erzeugerpreise immer wieder eine wirksame Beihilfen- 
und Erstattungspolitik der EG-Kommission zur Förderung 
des Absatzes von Milchprodukten anzumahnen, entspre- 
chend der Aufforderung des Agrarministerrates an die 
Kommission auf den Verzicht der Preisdruckstrategie zu 
drängen und für eine EU- weite konsequente Anwendung 
der Garantiemengenregelung als Instrument der Mengen- 
und Preissteuerung einzutreten; 

auf nationaler Ebene den Transfer von Milchquoten so aus- 
zugestalten, daß der Zugang zu Milchquoten für auf- 
stockungswillige Betriebe erleichtert und dadurch die 
Wettbewerbsfähigkeit der wirtschaftenden Milcherzeuger 
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gestärkt wird, zu diesem Zweck die Quoteninhaber, die kei- 
ne Milch erzeugen, innerhalb einer Übergangszeit nach 
dem 1. April 2000 zur Abgabe der Milchquoten an die ak- 
tiven Milcherzeuger zu verpflichten und die Möglichkeit 
der regionalen Begrenzung der Handelbarkeit aufrechtzu- 
erhalten; 

- über die bisher zur Überwindung der BSE-Krise ergriffe- 
nen marktentlastenden, vertrauensbildenden und einkom- 
menstützenden Maßnahmen hinaus auf eine baldige 
grundlegende strukturelle Reform der europäischen Rind- 
fleischmarktordnung hinzuwirken, um das Angebot an 
Rindfleisch nachhaltig an die verringerte Nachfrage in der 
EU anzupassen, dabei den deutschen Rinderhaltern faire 
Wettbewerbschancen zu sichern und keine Rindermastart 
zu benachteiligen; 

- auf EU-Ebene für eine weitere Verbesserung des Tier- 
schutzes, besonders bei den Transporten in Drittländer ein- 
zutreten und die Auszahlung von Exporterstattungen für 
Lebendvieh von einem tierschutzgerechten Transport ab- 
hängig zu machen: 

- im Rahmen der verfassungsrechtlichen Zuständigkeiten für 
einen finanziellen Ausgleich der von der Landwirtschaft 
erbrachten und von der Gesellschaft gewollten besonde- 
ren Umweltleistungen einzutreten, auch um so landespfle- 
gerische Maßnahmen im Rahmen der Landbewirtschaf- 
tung und Dienstleistungen zugunsten der Umwelt 
aufzuwerten; 

“ angesichts der großen Bedeutung für die Entwicklung der 
ländlichen Räume die Land- und Forstwirtschaft in inte- 
grierte Konzepte einzubinden, die die Perspektiven der 
Land- und Forstwirtschaft durch die Förderung insbeson- 
dere von Einkommenskombinationen und außerlandwirt- 
schaftlichen Arbeitsplätzen verbessern und 

- für sichere Rahmenbedingungen zugunsten einer wettbe- 
werbsfähigen Fischerei und für eine verläßliche Zukunft 
der Fischwirtschaft durch nachhaltige Nutzung der Res- 
sourcen und den langfristigen Erhalt der Fischbestände ein- 
zutreten. 


Bonn, den 3. Juni 1997 

Dr. Wolfgang Schäuble, Michael Glos und Fraktion 
Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 
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